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Antwort

 

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Maritta Böttcher, Dr. Heinrich Fink und 
der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/3709 –

Förderung von Studierenden-Chip-Cards durch Bundesmittel

 

Das ehemalige Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und

Technologie hat 1998 den Städtewettbewerb „MEDIA@Komm“ ausgeschrie-

ben (Bundesanzeiger vom 6. März 1998). Die Preisträger des Wettbewerbs,

die 1999 vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie bekannt ge-

geben worden sind, haben nun die Möglichkeit, ihre Konzepte für die Ent-

wicklung und Einführung integrierter elektronischer Verwaltungsdienstleis-

tungen umzusetzen.

1. Welche Hochschulen haben sich, ggf. in Kooperation mit Städten und Ge-

meinden, an dem Wettbewerb „MEDIA@Komm“ beworben?

 

Entsprechend der Ausschreibung haben sich Kommunen bzw. Stadtverwaltun-
gen im Rahmen von Public-Private-Partnership beworben.

 

●

 

136 Städte und Gemeinden haben sich auf die Ausschreibung zum Städte-
wettbewerb Multimedia von März 1998 mit Ideenskizzen beworben.

 

●

 

10 Städte wurden im Mai 1998 ausgewählt, um ihre Skizzen zu Konzepten
auszuarbeiten: Berlin, Bremen, Dortmund, Esslingen, Karlsruhe, Kitzingen,
Köln, Leipzig, Nürnberg, Rathenow.

 

●

 

3 Städte wurden im März 1999 prämiert, um ihre Konzepte bis 2002 umzu-
setzen: Bremen, Esslingen, Städteverbund Nürnberg.

 

2. Welche Hochschulen sind an der Umsetzung prämierter Projekte beteiligt?

 

An der Umsetzung des Bremer -„MEDIA

 

@

 

KOMM“-Projekts beteiligen sich
die dort ansässigen Hochschulen.
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3. Haben die Projekte mit Hochschulbeteiligung u.a. die Einführung einer

Studierenden-Chip-Card zum Gegenstand?

 

Die Einführung von Studierenden-Chipkarten ist nicht Gegenstand von
„MEDIA

 

@

 

KOMM“. Gleichwohl sind in Bremen die Studierenden als Bürger
der Stadt eine von mehreren Pilotgruppen für die Ausgabe von Signaturchip-
karten zur Nutzung von öffentlichen Dienstleistungen.

 

4. Wenn ja, welchen Zweck soll die Einführung der Studierenden-Chip-Card

erfüllen und welche Funktionen soll die Card im Einzelnen wahrnehmen?

 

Siehe Antwort zu Frage 3.

 

5. Gehört es zur Zielsetzung des Städtewettbewerbs „MEDIA@Komm“, die

Einführung von Studierenden-Chip-Cards an Hochschulen zu fördern?

 

Die Einführung von Studierenden-Chipkarten ist – wie bereits in der Antwort
zu Frage 3 erläutert – nicht das Ziel von „MEDIA@KOMM“. Bei
„MEDIA@KOMM“ steht der beschleunigte und breitenwirksame Aufbau
elektronischer Verwaltungs- und Wirtschaftsstrukturen auf Basis der digitalen
Signatur im Vordergrund. In diesem Zusammenhang können auch Studierende
eine Rolle spielen. Bei ihnen gibt es eine hohe Kompetenz für den Umgang mit
den neuen Medien sowie häufige Kontakte zur Verwaltung, sie haben weitge-
hend Zugang zum Internet und sind meist sensible Nutzer, die auf Datenschutz
und Datensicherheit achten.

 

6. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber vor, welche

Hochschulen unabhängig vom Städtewettbewerb „MEDIA@Komm“ Stu-

dierenden-Chip-Cards eingeführt haben, einführen oder einführen wollen?

 

Eine Reihe von Hochschulen wendet Systeme der von Bund und Ländern ge-
tragenen HIS Hochschul-Informations-System GmbH beim Einsatz von Chip-
karten an. Ein Überblick über diese Hochschulen wird als Anlage beigefügt.
Wie viele Hochschulen darüber hinaus die Studierenden-Chip-Cards eingeführt
haben bzw. sich noch in der Planungsphase befinden, ist im Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) nicht bekannt.

 

7. Wurden oder werden Mittel des Bundes zur Einführung der Studierenden-

Chip-Cards verwendet, etwa im Rahmen des ausgelaufenen Hochschul-

sonderprogramms III oder im Rahmen der Programme zur Förderung der

Weiterentwicklung von Hochschule und Wissenschaft?

 

Spezielle Projekte des BMBF zur Einführung von Chipkarten an Hochschulen
gibt es nicht. Im Rahmen des Hochschulsonderprogramms III sind die Mittel
des Bundes direkt den Ländern zuwiesen und in deren Zuständigkeit veraus-
gabt worden. Für detaillierte Angaben zur Verwendung dieser Mittel für den
Einsatz von Chipkarten an Hochschulen müsste eine spezielle Abfrage bei den
Ländern gestartet werden.
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Die HIS GmbH

 

1)

 

, die vom Bund mitfinanziert wird, unterstützt die Hochschu-
len bei der Einführung von Chipkartensystemen. Da diese Unterstützung in der
Regel für die Hochschulen kostenlos ist, ist demzufolge der Bund an der Finan-
zierung dieser Systeme indirekt beteiligt. Nur wenn umfangreiche Ergänzungs-
programmierungen erforderlich sind, entstehen für die Hochschulen Kosten.

 

8. Wie bewertet die Bundesregierung die Einführung von Studierenden-Chip-

Cards an Hochschulen, insbesondere im Hinblick auf die Belange des Da-

tenschutzes der Studentinnen und Studenten?

 

Die Chipkarten haben in der Regel eine Reihe von in den einzelnen Hochschu-
len unterschiedlichen Funktionen, die von Verwaltungsvorgängen über die Nut-
zung der Bibliothek bis zu Bezahlvorgängen in der Mensa oder beim Kopieren
reichen.

Um den erforderlichen Datenschutz zu gewährleisten, werden heute im Gegen-
satz zu früheren Systemen nur sehr wenige Daten auf der Chipkarte gespei-
chert. Diese Daten dienen zur Identifikation der betreffenden Personen. Die ei-
gentlichen personenbezogenen Daten befinden sich weiterhin in den Systemen
der Hochschulverwaltungen und unterliegen dort den Datenschutzbestimmun-
gen.

Zum Bezahlen werden vielfach aufladbare Chips ohne personenbezogene Da-
ten genutzt.

 

9. Sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang zwischen der Einführung

von Studierenden-Chip-Cards und der Diskussion über Studienkonten, Se-

mesterguthaben und Studiengebühren, insbesondere soweit diese die Frage

nach einer verlässlichen Registrierung kostenpflichtiger und kostenfreier

Leistungen und Ausbildungsangebote aufwirft? 

Wie begründet die Bundesregierung diese Sichtweise?

 

Aus Sicht der Bundesregierung ist die Einführung von Studierenden-Chip-
Cards weitgehend   unabhängig   von   der   Diskussion   über   Studienkonten,
Semesterguthaben und Studiengebühren. Studierenden-Chip-Cards sollen in
erster Linie eine Vereinfachung für verschiedenste Dienstleistungen mit Hilfe
neuer technischer Möglichkeiten darstellen, die die Hochschulen für die Stu-
dierenden erbringen. Die Gestaltung und Nutzung von Verfahren, die sich der
Möglichkeiten der modernen Informations- und Kommunikationstechniken
auch in Deutschland bedienen, um Kosten und Aufwand zu reduzieren und bü-
rokratische Abläufe zu vereinfachen, wird grundsätzlich begrüßt. Es ist selbst-
verständlich,   dass   dabei   die   Bestimmungen   des   geltenden Datenschutz-
gesetzes beachtet werden.

 

1)

 

Die Hochschul-Informations-System GmbH (HIS) ist ein gemeinnütziges, von Bund
und Ländern gemeinsam getragenes Service-Unternehmen für die Hochschulen und
die Hochschulverwaltungen. HIS wird zu einem Drittel vom Bund und zu zwei Dritteln
von den Ländern finanziert.
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